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Kapitel I: Einfiihrung--

I. Einführung

Die Verbraucherpolitik ist von wesentlicher Bedeutung rur die Verbesserung der

Lebensqualität der Unionsbürger. Aufgrund der Entwicklung des Internets ist sie

sogar noch wichtiger geworden. Dabei umfasst die europäische Verbraucherpolitik
c.

sowohl die Gesetzgebung als auch andere geeignete Maßnahmen im Interesse der

Verbraucher und zum.Schutz ihrer Gesundheit und Sicherung im Binnenmarkt. Eine

f weitere Aufgabe gemeinschaftlicher Verbraucherpolitik ist es, rur eine umfassende
; Berücksichtigung von Verbraucherinteressen in allen Bereichen europäischer

t Aktivitäten zu sorgen und verbraucherpolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten zu

!l ergänzen.' Diese Politik strahlt auch auf die Rechtsordnungen der mittel- und

osteuropäischen Beitrittsländer aus, die sic~ in .den jeweiligen Europa-Abkomm~n

i verpflichtet haben, unter anderem hinsichtlich des Verbraucherschutzes ein., Schutzniveau zu gewährleisten, das dem der Europäischen Gemeinschaften

~, entspricht.2 Alle Beitrittsländer haben bisher erklärt, sie seien bereit, sämtliche

Bestimmungen des gemeinschaftlichen Besitzstands noch vor dem Beitrittsdatum
..3ohne Ausnahme und Ubergangszeiten in vollem Umfang umzusetzen.

In dieser Arbeit soll der Verbraucherschutz im Internet im polnischen Recht im

Hinblick auf eine zukünftige Mitgliedschaft in der Europäischen Union dargestellt

und untersucht werden. Dazu werden auch viele Lösungen in Polen aus der Sicht des

europäischen Rechts betrachtet und vor allem die Konformität der polnischen

Rechtsetzung und Gesetzgebung mit dem Recht der EU überprüft. Schließlich wird

großer Wert auf die Spezifika des polnischen Rechts gelegt, das sich mit dem

deutschen Recht vergleichen lässt. Dieser Vergleich drängt sich auf, da sowohl

moderner Verbraucherschutz als auch Internetrecht erst seit kurzem im polnischen

Recht verankert sind. Zudem wird im polnischen Gesetzgebungsverfahren das

deutsche Recht oft als beispielgebend angesehen.

1 V gl. Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 über die Verbraucherpolitik der Gemeinschaft 1999 -

2001. ABI. EG. 1999. C 206/01; s. aus;h Micklitz. VuR 2003. S. 2-12; Rösler. VuR 2003. S. 12-20;
Fischer. VuR 2003. 20-25.
'Bcitrag von Herrn Colin Wolle. GD Erweiterung. Erweiterungsverhandlungen ..Acquis
communautairc" im Verbraucherschutz -Der aktuelle Stand. Seminar über Verbrauchcrpolitik in den
Beitritlsländem. ,
http://www .curopa.eu. int/cornrn/dgs/health_consumer/events/event34_speech_de.htm I.3 Vgl. hierzu Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament. den Rat, den Wirtschafts-

und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen -Vcrbraucherpolitischc Strategie 2002-2006.
KOM (2002) 208 endg.
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Kapitel I: Einf\ihrung

A. Struktur der Arbeit

Am Anfang wird ein Blick auf die Geschichte der polnischen Annäherung an die EU

geworfen und der Charakter des Europa-Abkommens in Bezug auf Polen geschildert.

Der zentrale Teil der Untersuchung widmet sich dem Verbraucherschutz im Internet.

Dabei dient der zum Vertragsschluss führende Weg als Wegweiser, in dem zuerst die

Thematik der Werbung bearbeitet wird: Im Zentrum stehen der Schutz der

Privatsphäre im Fall von E-Mail-Werbung sowie die Ansprüche des

Lauterkeitsrechts. Im Hinblick auf die Anforderungen des Binnenmarkts ist die

Einführung von Schutzmaßnahmen durch einzelne Mitgliedstaaten nicht mehr

unbegrenzt möglich. Diese Maßnahmen müssen immer im Einklang mit Vorschriften

des EG-Vertrages und mit den anderen Rechtsakten der EU stehen. Daher soll in

dem die Werbung behandelnden Teil die umstrittene Frage des Mindestschutzes

angesprochen werden. Im Internet nimmt das Gebot der Trennung der Werbung von

der wirtschaftlichen Information eine vollkommen neue Gestalt an. Aus diesem

Grunde wird auch diese Problematik in diesem Teil behandelt. Darüber hinaus bringt

aus Sicht der Verbraucher die Einführung des Herkunftslandprinzips spürbare Folgen

im Bereich der Regelungen über Werbung mit sich. Auch diese werden in dieser

Arbeit behandelt.

Weiterhin soll die Thematik des Vertragsschlusses im Internet dargestellt werden,

der heutzutage dank des Erlasses der Vorschriften über elektronische Signaturen

nicht mehr so problematisch wie fiiiher ist. In diesem Teil werden auch neue

gesetzlich geschaffene Pflichten für Unternehmer, nämlich die

"Informationspflichten", präsentiert. Der Schwerpunkt soll allerdings auf das

Widerrufsrecht gelegt werden, das eine Ausnahme von dem Grundsatz "pacta sunt

sel-vanda" darstellt und sich rechtsdogmatisch schwierig einordnen lässt.

Als nächstes wird die Erfüllung des Vertrages beschrieben, was im Internet auch

nicht eindeutig, zumindest im Vergleich zu den Grundlagen des traditionellen

Zivilrechts, möglich ist. Welche Vorschriften über Erfüllung, Nichterfüllung und

Folgen der Schlechterfüßung des Vertrages Anwendung finden, hängt immer vom

Typus des Vertrages ab, d. h. von der Frage, was sein Leistungsgegenstand ist. Weil

2



Kapitel I: Einführung

nach dem Vertrag typischerweise auch Zahlung geschuldet ist, sollen auch

Zahlungen im Netz oder mit Hilfe des Netzes eingehend vorgestellt werden.

Ferner soll in dieser Arbeit der juristische Charakter der Softwareüberlassung

behandelt werden, da dies von Bedeutung für die Anwendbarkeit der

Verbrauchervorschriften ist. Es soll darüber hinaus ein Versuch der Übertragung der

Vorschriften des Kauf- und Produkthaftungsrechts auf Infonnationsgüter

durchgeführt werden.

Abschließend wird ein Teil dieser Arbeit den grenzüberschreitenden Problemen und

dem internationalen Verbraucherschutz innerhalb der EU gewidmet.

B. Ziel der Arbeit

Das Ziel der Arbeit ist vor allem die Darstellung des noch jungen

Verbraucherschutzes in Bezug auf das Internet in Polen. Schon ein kurzer Blick auf

die Regelungsmaterie reicht aus, um festzustellen, dass durch diese scheinbar sehr

enge Problematik sehr viele Rechtsgebiete betroffen werden. Folgen des Erlasses der

Verbrauchervorschriften sind nicht nur im Gebiet des Privatrechts, insbesondere des

Vertragsrechts, zu bemerken, sondern auch im öffentlichem Recht (Werberecht,

Haftungsrecht, und sogar Strafrecht). Daher müssen im Folgenden praktisch drei

verschiedene Rechtsgebiete bearbeitet werden. Das erste Rechtsgebiet betrifft den

Verbraucherschutz im engeren Sinne. Danach müssen an zweiter Stelle die

Grundlagen des elektronischen Geschäftsverkehrs dargestellt werden. Um überhaupt

Verbraucherschutz in Polen aus Sicht der zukünftigen Mitgliedschaft in der EU

analysieren zu können, müssen auch die Prinzipien des europäischen und polnischen

internationalen Privatrechts zumindest kurz geschildert werden.

Das nächste Ziel dieser Ausführungen ist es, darzulegen, wie entscheidend die

europäische Verbraucherpolitik für die Entwicklung des europäischen Privatrechts

ist. Besonders am Beispiel des Widemifsrechts und der Infonnationspflichten wird

deutlich werden, dass das europäische Verbraucherschutzrecht die Strukturen des

Vertragsrechts einzelner Mitgliedstaaten nicht nur beeinflusst, sondern auch in

gewisser Masse ändern kann.
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